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Bundesrätin Simonetta Sommaruga wirbt in Rorschach für ein Ecopop-Nein. Die Initiative gebe nur vor,
Umweltprobleme zu lösen. Stattdessen betreibe sie Ausländerpolitik und sei ökologisch unlogisch.

«Ein Zeichen setzen ist gefährlich»
DANIEL KLINGENBERG

Drei Wochen vor der Ecopop-Ab-
stimmung wächst bei den Gegnern
die Befürchtung, dass nach der
Initiative gegen Masseneinwande-
rung auch Ecopop angenommen
wird. Was tut der Bundesrat, dass
das nicht passiert?
Simonetta Sommaruga: Der Bundes-
rat informiert über den Inhalt der
Initiative. Sie schlägt zwei Massnah-
men vor, um Umweltprobleme zu
lösen. Das ist einerseits die starre,
tiefe Netto-Zuwanderungsquote von
aktuell knapp 17 000 Personen, an-
derseits mindestens 150 Millionen
Franken pro Jahr für die Geburten-
kontrolle in den ärmsten Ländern. Es
ist klar, dass diese Initiative für die
Umwelt nichts bringt.

Verstehen das auch die Menschen,
die dem Bundesrat mit einem Ja
einen Denkzettel verpassen wollen?
Sommaruga: Viele Menschen verste-
hen, dass diese Initiative ökologisch
unlogisch ist. Ob jemand in Deutsch-
land oder in der Schweiz Auto fährt,
macht für das Klima keinen Unter-
schied. Denkzettel gehören übrigens
nicht in die Bundesverfassung, dazu
ist die Grundlage unserer Rechts-
ordnung nicht geeignet.

Der Bundesrat informiert sachlich.
Sommaruga: Ja, denn die direkte De-
mokratie setzt voraus, dass sich die
Stimmbürger mit dem Initiativtext
und den Auswirkungen einer Initia-
tive auseinandersetzen. Nur so kön-
nen sie ihre Verantwortung wahr-
nehmen.

Was sagen Sie zum Vorwurf, dass
die Ecopop-Zustimmung hoch sein
wird, weil der Bundesrat die Initia-
tive gegen Masseneinwanderung
nicht konsequent umsetzt?
Sommaruga: Fakt ist, dass der Bun-
desrat seit dem 9. Februar die Um-
setzung intensiv vorangebracht hat.
Wir haben im Juni ein Konzept vor-
gelegt, das zeigt, wie der neue Verfas-
sungsartikel umgesetzt werden soll.
Vor einem Monat haben wir ein Ver-
handlungsmandat für das Personen-
freizügigkeitsabkommen mit der EU
ausgearbeitet. Dass es keine schnel-
len einfachen Lösungen gibt, wuss-
ten wir schon vor dem 9. Februar.

Der Bundesrat bekennt sich zur
konsequenten Umsetzung?
Sommaruga: Was in der Bundesver-
fassung steht, gilt. Darum ist es auch
gefährlich, wenn man die
Verfassung ändert, nur um
ein Zeichen zu setzen. Die
Bundesverfassung ist keine
Zeichensammlung, son-
dern die Grundlage unse-
rer Demokratie.

Wie holt der Bundesrat
Menschen mit der Angst ab, keine
bezahlbare Wohnung zu finden?
Sommaruga: Mit der Realität. In
der Ecopop-Initiative steht kein
Wort von bezahlbaren Wohnungen.
Mit Ecopop werden keine Wohnun-
gen oder Strassen gebaut, es hat
auch nicht weniger Leute im Zug.
Umweltprobleme löst man mit Um-
weltmassnahmen und nicht mit
Ausländerpolitik. Ecopop will Um-
weltprobleme einzig und allein mit

Massnahmen lösen, die sich gegen
Ausländer richten.

Es wird auch vermutet, Ecopop löse
das Zersiedelungsproblem.
Sommaruga: Wir haben in der
Schweiz Handlungsbedarf zum Bei-
spiel in der Raumplanung und wir
haben Investitionsbedarf im Verkehr.
Wir müssen Sorge tragen zu unserer
Landschaft und unserem Boden. Da-
von steht aber nichts in der Initiative.

Bei einer Annahme würden der
Wirtschaft Fachkräfte fehlen. Enga-
giert sie sich genügend für ein Nein?
Sommaruga: Die Arbeitgeber sind
sehr aktiv, denn diese Initiative
brächte Unternehmen und Ange-
stellte in grosse Schwierigkeiten. Es
gibt vom Bundesrat die Erwartung,
dass die Wirtschaft zeigt, wie sie zum

Beispiel über 50-Jährige
besser im Arbeitsmarkt
hält. Aber wenn Ecopop an-
genommen wird, hat des-
wegen noch keine dieser
Personen eine Stelle.

2000 sagte eine Studie eine
Zuwanderung von 10 000

Personen voraus. Nun sind es rund
80 000. Wie erklären Sie das?
Sommaruga: Als die Personenfreizü-
gigkeit mit der EU verhandelt wurde,
hatte die Schweiz wegen der sehr
schlechten Wirtschaftslage eine tiefe
Zuwanderung und eine hohe Ar-
beitslosigkeit von fast fünf Prozent.
Die Zuwanderung ist immer kon-
junkturabhängig. Darum wäre eine
starre Zuwanderungsquote ohne jeg-
lichen Spielraum sehr gefährlich.
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Peter Müller (SDA), Hanspeter Lebrument, Jürg Dedial und Eva Nietlispach (von links)
diskutieren an der Tagung der Schweizer Orthographischen Konferenz in St.Gallen.

Hanspeter Lebrument, Präsident des Verbandes Schweizer Medien,
will sich für eine einheitliche Rechtschreibung in allen Zeitungen einsetzen.

«Schule muss die Köpfe liefern»
ODILIA HILLER

ST.GALLEN. Auch ein altgedienter Ver-
legerpräsident erlebt noch Überra-
schungen. «Dieser Anlass ist eine
Offenbarung für mich», sagt Hans-
peter Lebrument, Präsident des Ver-
bands Schweizer Medien und Ver-
leger der «Südostschweiz»-Medien,
an der Tagung der Schweizer Ortho-
graphischen Konferenz (SOK) vom
vergangenen Freitagabend im Druck-
zentrum der St. Galler Tagblatt AG.
Die Anliegen der SOK will er an der
nächsten Sitzung der Schweizer Zei-
tungsverleger vorbringen. Ziel: Klä-
rung des Durcheinanders, das die
Rechtschreibreform ausgelöst hat –
auch in der Schweizer Presse.

Der Schlamassel der Reform
Der Schlamassel sei angerichtet –

ein komplettes Chaos, sagen Rudolf
Wachter, Professor und Sprachwis-
senschafter an den Universitäten Ba-
sel und Lausanne, und Stefan Stirne-
mann, ehemaliger Merker des St. Gal-
ler Tagblatts und SOK-Gründungs-
mitglied, in ihren Referaten. Anhand
anschaulicher Beispiele erläutern sie,
weshalb die Rechtschreibreform aus
dem Jahr 1996 als gescheitert zu be-
trachten sei. Die neuen Regeln seien
zum Teil so zufällig und nicht nach-
vollziehbar, dass sogar Spezialisten
nicht mehr wüssten, was nun in
Sachen Gross- und Kleinschreibung
oder Auseinander- und Zusammen-
schreibung gelte. Auch dass die Re-
form in weiten Teilen ein historischer
Rückschritt – und somit ein «Schwin-
del» – sei, legen sie schonungslos dar.
«Die Reformer scheitern an sich sel-
ber. Sie haben sich nicht durch-
gesetzt. Es wird Zeit, dass die Politik
sich damit beschäftigt», sagt Wachter.

Die Diskussion dreht sich um die
zentrale Frage, ob die Schüler schrei-
ben sollten wie die Zeitungen oder
umgekehrt. Mittlerweile wende fast

die gesamte deutschsprachige Presse
im Zweifelsfall wieder die herkömm-
liche Schreibweise an, sagt Stirne-
mann. Dies entspricht auch den
Empfehlungen der SOK, die an der
Tagung beschlossen hat, als nächstes
bei der Schweizer Erziehungsdirek-
torenkonferenz (EDK) vorstellig zu
werden. «Es geht nicht an, dass
Schweizer Schülern Schreibweisen
als falsch angerechnet werden, die sie
täglich in der Zeitung lesen», sagt
Stirnemann mit Seitenblick auf den
neuen Schülerduden, der etliche her-
kömmliche, oft verwendete Schreib-
weisen unterschlage.

Welchen Stellenwert die Sprach-
pflege im Journalismus haben sollte,
diskutieren prominente Podiumsteil-
nehmer mit markigen Voten. «Her-
vorragend geschulte Köpfe müssen
aus der Schule kommen. Das Funda-
ment für gute Journalisten wird dort
gelegt», sagt Hanspeter Lebrument,
Präsident des Verbandes Schweizer
Medien, und erntet dafür Szenen-

applaus. Es könne nicht Aufgabe der
Redaktionen sein, dem Nachwuchs
korrektes Deutsch beizubringen.

Niemand fühlt sich zuständig
Moderator und NZZ-Autor Jürg

Dedial weist darauf hin, dass Sprach-
pflege dennoch eine wichtige Auf-
gabe der Redaktionen sei. Der
Chefredaktor des St. Galler Tagblatts,
Philipp Landmark, hält fest, dass
auch die Qualität der Sprache eine
Frage der Ressourcen sei. «Ein guter
Text braucht Zeit.»

Eva Nietlispach, Mediatorin, Jour-
nalistin und ehemalige St. Galler Kan-
tonsrätin, fügt in Anspielung auf den
Lehrplan 21 an: «Es braucht Wissen.
Nicht nur Kompetenzen.» Aus eigener
Erfahrung weiss sie, dass die Recht-
schreibreform der Politik als «B-Pro-
blem» gilt. Niemand fühle sich zu-
ständig. Dabei sei Sprachpflege weit
mehr als Denkmalpflege. Was für
Schule, Politik und Medien gleicher-
massen gelten dürfte. Ex-Miss-Schweiz Christa Rigozzi

Ex-Miss gibt Gotthard-
Komitee einen Korb
EVA NOVAK

ZÜRICH. Sie sollte eine ebenso schöne
wie gewiefte Botschafterin für eine
zweite Gotthardröhre werden: Das
Komitee «Ja zum Sanierungstunnel
am Gotthard» wollte Christa Rigozzi
ins Boot holen. Schliesslich hat die
ehemalige Miss Schweiz nie einen
Hehl aus ihrer Sympathie für den
Ausbau des Tunnels gemacht, der
ihren Heimatkanton mit dem Rest
des Landes verbindet, und Ende Sep-
tember in der Arena des Schweizer
Fernsehens einen derart überzeugen-
den Auftritt hingelegt, dass es rund-
um Komplimente hagelte.

Am Fernsehen gescheitert
Rigozzi, die in Bern unter anderem

Kommunikationswissenschaften stu-
diert hat, bewies dabei politisches
Kommunikationstalent. Sie punktete
mit Sprüchen wie «Wir können nicht
drei Jahre abgeschnitten sein», oder:
«Ich bin Tessinerin, ich bin Schweize-
rin, und ich will zur Schweiz ge-
hören.» Dennoch muss das Befür-
worter-Komitee auf das Engagement
der prominenten Mitstreiterin ver-
zichten: Nachdem Rigozzi vor einem
Monat über ihren Manager Raffy
Locher ausrichten liess, sie wolle sich
das zuerst in Ruhe überlegen, heisst
es jetzt von eben diesem Manager,
eine Teilnahme in dem Komitee sei
nie zur Debatte gestanden. Und man
wolle das nicht kommentieren.

Laut gut informierten Quellen ist
es am Schweizer Fernsehen geschei-
tert, mit dem die Moderatorin einen
Vertrag abgeschlossen habe, welcher
derartiges Engagement ausschliesse.
Das SRF hat dies weder bestätigt noch
dementiert; eine Anfrage der Ost-
schweiz am Sonntag blieb bis gestern
unbeantwortet. Bekannt ist aber, dass
die 31jährige Tessinerin demnächst
wieder für «Die grössten Schweizer
Talente» vor der Kamera steht. Zu-
sammen mit DJ Bobo, Sven Epiney

und Gilbert Gress ist sie Jurorin in der
dritten Staffel der Show, die ab Ende
Februar 2015 ausgestrahlt wird.

Bereitschaft zum öffentlichen
Einsatz für die zweite Röhre soll
hingegen UBS-Chef Sergio Ermotti
signalisiert haben. Offiziell angefragt
wurde der UBS-Chef aber noch nicht,
wie der Tessiner CVP-Nationalrat
Fabio Regazzi vom überparteilichen
Befürworter-Komitee erklärt. Auch
bekannte Fussballstars wie Nati-
Spieler Valon Behrami oder Stürmer-
Legende Kubilay Türkyilmaz kursie-
ren unter den Namen, welche die
Tunnelbefürworter für ihre Sache
einspannen möchten. Wen genau,
soll laut Regazzi im kommenden
Monat festgelegt werden.

Tunnel-Gegner im Aufwind
Jeder prominente Name auf der

Liste dürfte willkommen sein. Denn
es steht ausser Frage, dass die Pro-
motoren einer zweiten Röhre für ihr
Anliegen kämpfen werden müssen.
Es ist erst einen Monat her, dass die
Tunnel-Gegner rund um die Alpen-
Initiative und den Verkehrs-Club
der Schweiz das Referendum lanciert
haben. Und schon ist mehr als die
Hälfte der 50 000 nötigen Unterschrif-
ten beisammen; an diesem Wochen-
ende wurde gar die 30 000er-Marke
geknackt. Die Abstimmung findet
frühestens im kommenden Juni
statt.
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